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Dresden. Sachsens Ministerpräsident Mi-
chael Kretschmer hat das Agieren der Bun-
desregierung in der aktuellen Energiekrise
scharf kritisiert. In einem Interview im
ZDF-Morgenmagazin sagte der CDU-Politi-
ker am Mittwoch: „Diese Regierung hat
keinen Plan“. Kretschmer wiederholte in
dem Beitrag seine bereits mehrfach und in-
zwischen bundesweit vornehmlich von

FDP und Unionsparteien vorgetragenen
Forderungen, die drei noch am deutschen
Stromnetz befindlichen Atomkraftwerke
länger laufen zu lassen. „Zehn Millionen
Menschen könnten darüber verlässlich
weiter mit Energie versorgt werden“, so
Kretschmer.

Der Atomausstieg und die endgültige
Abschaltung der drei noch aktiven Meiler
(Isar 2, Neckarwestheim 2, Emsland) ist seit
Jahren beschlossen und für den 31. Dezem-
ber 2022 datiert. Kretschmer, in dessen
Dresdner Landesregierung neben der SPD
auch die Grünen sind, kritisiert in dem
rund fünfminütigen Gespräch hörbar ge-
reizt vor allem das Handeln der Grünen in
der Berliner Ampelregierung in dieser Fra-

ge. Schließlich sagt er: „Ich finde, wir erle-
ben hier gerade die Fortsetzung ideologi-
scher Positionen, fernab von ökonomi-
schen Realitäten.“

Kretschmer sieht im Zuge rasant stei-
gender Energiepreise und einer nach sei-
ner Auffassung nicht gesichert erscheinen-
den Versorgungslage große Gefahren für
Wirtschaft und Bürger. „Die Menschen ha-
ben Angst in Deutschland, ob die Energie-
versorgung noch gesichert ist“, sagt er. Un-
ternehmen würden sich „größte Sorgen“
machen. Die Politik müsse sich deshalb
„anhand der wirklichen Notwendigkeiten
orientieren“ und neben Energie auch die
Wettbewerbsfähigkeit des Landes im Auge
behalten. Dies sei nur möglich, wenn Ener-

gie möglichst preiswert zur Verfügung
stünde. Von der Bundesregierung forderte
er, dass diese ihren angekündigten Energie-
sicherheitsbericht vorlege. „Seit zehn Wo-
chen wird dieser Bericht nicht vorgelegt.
Ganz offensichtlich deswegen, weil die
Dinge nicht stimmen“, mutmaßt Kretsch-
mer. Dass statt einer Laufzeitverlängerung
für Kernkraftwerkemomentan alte und be-
reits abgeschaltete Kohlekraftwerke wie-
der ans Netz gehen, kritisierte Kretschmer
ebenfalls. Es sei nicht erklärbar, warum
Steinkohle von anderen Kontinenten nach
Deutschland mit dem Schiff geholt wür-
den, statt die Meiler laufen zu lassen. Da-
mit werde klar: „Der erste Verlierer dieser
aktuellen Politik ist das Klima.“ (fad)

Kretschmer: Bundesregierung handelt planlos
Sachsens Ministerpräsident übt
im ZDF-Morgenmagazin scharfe
Kritik an der Bundesregierung
und erneuert Forderungen
nach längeren AKW-Laufzeiten.

Als der Dresdner Jazzmusiker Sebastian
Haas kürzlich sein Auto aus der Werkstatt
holte, fiel ihm auf der Rechnung eine Zahl
besonders ins Auge: Der Kfz-Meister schlug
mit 119 Euro netto zu Buche –währendHo-
norarkräfte an Musikschulen gerade mal
25 Euro und an Hochschulen 40 Euro brut-
to verdienen. So wie er. Der Trompeter
gönnt dem Automechaniker seinen Lohn.
Aber er sagt: „Es gibt eine Schieflage in der
Gesellschaft.“ Immerhin muss ein Musik-
lehrer fünf Stunden unterrichten, ehe er ei-
neMechaniker-Stunde bezahlen kann.

Haas engagiert sich in der Deutschen
Orchestervereinigung und ist Sprecher der

Bundeskonferenz der Lehrbeauftragten an
Musikhochschulen. Jetzt unterstützt er
auch eine bundesweite, branchenübergrei-
fende Initiative für faire Honorare, die am
Mittwoch in Leipzig gestartet wurde. Unter
dem Titel „So_Los!“ sollen die Honorare
von Solo-Selbstständigen erkundet wer-
den. Mehr als 20 Berufsverbände und Inte-
ressenvertretungen beteiligen sich bereits
an der Kampagne, um künftig mithilfe be-
lastbarer Zahlen besser verhandeln, höhe-
re Honorare durchsetzen und mehr Emp-
fehlungen aussprechen zu können.

„Gegen Honorardumping hilft Transpa-
renz“, sagt Vesna Glavaski vom Haus der
Selbstständigen in Leipzig, das die Kampa-
gne organisiert. „Wir wollen die Einkom-
menssituation verbessern und die Interes-
senvertretung stärken.“ Auch Selbstständi-
ge sollten ein klareres Bild ihrer Marktlage
bekommen, um gestärkt in Verhandlun-
gen zu gehen, so Glavaski. Solo-Selbststän-
dige könnten ab sofort und bis Ende Sep-
tember anonym über die Webseite
www.so-los.de ihre Honorare für bis zu
fünf Aufträge sowie weitere Sozialdaten

bei der Umfrage angeben. Im Oktober sol-
len die Ergebnisse vorgestellt werden.

Klar ist schon heute, dass die Situation
von Selbstständigen oft schwer und prekär
ist. Nach aktuellen Zahlen des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales, die ge-
rade in diesem Monat vorgestellt wurden,
verdienen manche Selbstständige im un-
tersten Einkommensbereich gerade ein-
mal 200 Euro. Dabei könnte es aber sein, so
das Ministerium, dass ein Partner oder eine
Partnerin im Haushalt bereits ein hohes
Einkommen erzielt und die Selbstständig-
keit der zweiten Person nur einen Neben-
verdienst darstelle. Im Durchschnitt liegt
das Einkommen lediglich bei 1.255 Euro.
Zum Vergleich: Bei Angestellten waren es
1.800 Euro. In der Künstlersozialkasse, die
immerhin den Arbeitgeberanteil zu den
Sozialkassen übernimmt, seien indes nur
etwa 15 Prozent der Solo-Selbstständigen
versichert, hieß es weiter. Bundesweit sind
das gut 190.000 Menschen. Doch auch bei
den Mitgliedern in der Künstlersozialkasse
beträgt das durchschnittliche Einkommen
lediglich 1.400 Euro im Monat. Laut Marcel

Noack vom Bund Bildender Künstler liegt
der Gewinn von Künstlern jährlich bei
9.000 Euro – wenn man die meist besser
verdienenden Fotografen mitrechne. Diese
geringen Summen reichten kaum zum Le-
ben und könnten geradewegs in die Alters-
armut führen, sagt Noack, selbst Künstler.
Ein düsteres Bild zeichnet auch der
Dresdner Diplom-Restaurator Sven Tau-
bert, zurzeit Präsident im Verband der Res-
tauratoren. Sachsen sei bundesweit
Schlusslicht bei der Honorar-Höhe in sei-
ner Branche. Manche Kollegen würden ih-
re hoch angesehenen Dienste für nur 30

Euro netto in der Stunde anbieten. „Wenn
man solche Angaben hört“, sagt Taubert,
„schämt man sich.“ Für Musiker Sebastian
Haas ist für Selbstständige in prekärer Si-
tuation vor allem eins wichtig: Sich in den
jeweiligen Berufsverbänden zu organisie-
ren, um nicht Einzelkämpfer zu bleiben
und um für bessere Verhältnisse einzutre-
ten. Auch das Leipziger Haus der Selbst-
ständigen war im September 2020 als eine
Interessenvertretung gestartet. Es will vor
allem Unterstützung, Vernetzung, Bera-
tung und Austausch in den ostdeutschen
Bundesländern vorantreiben.

Honorar-Suche für Einzelkämpfer
Viele Solo-Selbstständige müssen
mit geringen Honoraren
und prekären Verhältnissen
zurechtkommen. Eine neue
Umfrage will der Wirklichkeit
auf den Grund gehen.

Von Sven Heitkamp, Leipzig

Dresden.Die Bestellung von Frauke Greven
als Chefin von Sachsens Digitalagentur
(Dias) ist rechtens. Wie am Mittwoch vom
Verwaltungsgericht Dresden zu erfahren
war, hat es im Eilverfahren die Auffassung
des Freistaats bestätigt, dass der gegen sei-
nen Ausschluss vom Bewerbungsverfahren
klagendeMatthias Hundt nicht berücksich-
tigt werden musste. Er habe weder ein Ar-
beitszeugnis vorweisen noch belegen kön-
nen, dass er die englische Sprache sicher
beherrscht, heißt es – zwingende Voraus-
setzungen für den Posten. Hundt bestreitet
das, sieht sich benachteiligt. Der Ex-Chef
der Dresden Information will beim Ober-
verwaltungsgericht in Berufung gehen.

52 Menschen hatten sich für den Job in-
teressiert, der laut Ausschreibung „Ent-
wicklungsmöglichkeiten bis zur Besol-
dungsgruppe B3“ in Aussicht stellt – ein
Grundgehalt von 8.753,52 Euro im Monat
plus Amts- und Stellenzulagen. Greven er-
hielt den Zuschlag. Die in Remscheid gebo-
rene Politik- und Arbeitswissenschaftlerin
und IT-Quereinsteigerin, war zuletzt im
Bundesamt für Sicherheit in der Informati-
onstechnik tätig. Die 48-Jährige war am
1. März zur Chefin der einen Monat zuvor
gestartetenDias bestellt worden.

Die Behörde mit 14 Leuten, Nachfolge-
rin des Breitbandkompetenzzentrums, soll
Sachsens Wirtschaftsministerium bei der
Weiterentwicklung seiner Digitalstrategie
unterstützen, Kommunen beraten, Bürger-
fragen zumBreitbandausbau beantworten.

Am Mittwoch beschloss der Landtag ei-
nen Fonds für digitale Teilhabe und schnel-
les Internet. Er stellt die Landesbeteiligung
an der Kostenerhöhung des Programms
„Weiße Flecken“ von 350 Millionen Euro,
der Kofinanzierung des Bundesprogramms
„Graue Flecken“ über 436,5 Millionen Euro
und der Erschließung von rund 260 Schu-
lenmit Glasfaser für 21,8Millionen Euro si-
cher. „Weiße Flecken“ meint Gebiete, in
denen der Internetzugang nicht mal
30 Mbit/s im Download ermöglicht, „Graue
Flecken“ Anschlüsse unter 100Mbit/s.

Gericht bestätigt
Chefin von Sachsens
Digitalagentur

Der Kontrahent kündigt Berufung
an, und der Landtag beschließt
den Fonds für schnelles Internet.

Von Michael Rothe

Frankfurt am Main. Wegen der aktuellen
Abfertigungsprobleme streicht die Luft-
hansa weitere Flüge. Betroffen seien rund
2.000 Verbindungen an den Drehkreuzen
Frankfurt und München bis Ende August,
sagte ein Unternehmenssprecher am Mitt-
woch in Frankfurt. Man habe in der vergan-
genen Woche gesehen, dass man mit ge-
zielten Streichungen den verbleibenden
Flugplan stabilisieren könne. Dies habe
man nun für die nächsten Wochen analy-
siert und umgesetzt. Es handelt sich bereits
um die dritte Welle von Flugabsagen der
Lufthansa in diesem Sommer. Zunächst
hatte die Airline gut 3.000 Flüge für die Mo-
nate Juli und August abgesagt und dann für
die Woche bis einschließlich Donnerstag
(14. Juli) 770 weitere Verbindungen gestri-
chen. Nun kommen für einen Zeitraum
von sechsWochen noch einmal 2.000 Absa-
gen hinzu. Vor allem die Verkehrsspitzen
amMorgen und amAbend sollten entlastet
werden. (dpa)

Lufthansa streicht
weitere Flüge

ie aktuelle Inflation trifft die Ärmsten
in Deutschland fast fünfmal so stark

wie die reichsten zehn Prozent der Deut-
schen. Wie eine Studie des Berliner Wirt-
schaftsinstituts DIW im Auftrag des evan-
gelischenDiakonischenWerks ergibt,müs-
sen die Menschen mit den höchsten Ein-
kommen in diesem Jahr 1,1 Prozent mehr
aufwenden, um ebenso viel kaufen zu kön-
nen wie im Jahr zuvor. Die Einkommens-
schwächsten hingegen brauchen dafür
5,3 Prozentmehr.

Wenn sie das Geld denn haben: Bei ih-
nen gehen nicht nur bereits ohne Inflation
etwa vier Fünftel des verfügbaren Geldes
für Grundbedürfnisse weg, also fürs Woh-
nen, Essen, Wasser, Strom und Heizung.
Dadurch haben sie auch kein Geld zurück-
legen können, das ihnen die Preise erträgli-
cher machen würde – und die sind ausge-
rechnet für diese grundlegenden Güter be-
sonders stark gestiegen. Im Konsum reiche-
rer Haushalte spielen sie eine weniger gro-
ße Rolle: Das oberste Zehntel der Einkom-
menspyramide verwendet nicht einmal die
Hälfte ihrer verfügbaren Einkommen
(44 Prozent) für solcheGrundbedürfnisse.

Obwohl die Prozentzahl relativ gering
erscheine: Für arme Menschen bedeuteten
5,3 ProzentMehrausgaben eine enorme Be-
lastung, sagte Ulrich Lilie, der Präsident der

D
Diakonie, während der Vorstellung der Stu-
die des DIW. Wer jeden einzelnen Euro für
Basisausgaben aufwenden müsse, habe
eben keine Rücklagen. Wenn man die
Ärmsten nicht zielgenau entlaste, stünden
sie im nächstenWinter vor der Alternative,
„weniger zu essen oder zu frieren“.

Entlastet ja, kompensiert nicht
Lilie betonte, es gehe nicht um wenige Be-
troffene: „Wir sprechen hier von gut acht
bis neun Millionen Menschen in diesem
Land.“ Und das seien nur die Allerärmsten.
Viele, die knapp über dieser Grenze lebten,
drohten durch die Inflation erst in relative
Armut abzurutschen. Auch sie brauchten
einen „Inflationsschutzschirm, der ein Le-
ben inWürde sichert“.

Die Forscher des DIW und dessen Toch-
ter für Beratungsfragen, DIW Econ, haben
für ihre Berechnung die Inflationsrate von
7,1 Prozent in diesem Jahr zugrundegelegt,
mit der die Bundesbank kalkuliert.

Ihre Studie hat auch festgestellt, dass
die beiden ersten Entlastungspakete der
Ampelregierung durchaus halfen, die Fol-
gen der Inflation gerade im untersten Ein-
kommenszehntel abzufedern. Wegen der
Hilfen vom Staat sank dessen Belastung
von 5,3 auf 1,6 Prozent, in der unteren Mit-
te der Nettoeinkommen, die die Inflation
mit 3,8 bis 4,1 Prozent Mehrausgaben be-
lastet, liegt sie dadurch nur noch zwischen

2,6 und 2,8 Prozent. Haushalte mit gerin-
gen Einkommen würden also durchaus
„entlastet, aber nicht kompensiert“, sagte
der Diakonie-Präsident. Das will die Diako-
nie mit einem eigenen Vorschlag schaffen,
einem „Krisenmechanismus“, von dem sie
sich zielgenaue Entlastung der Ärmsten
und Ärmeren verspricht. Dazu müsste der
Bundestagwie zu Zeiten der Pandemie eine
Notlage von nationaler Tragweite feststel-
len. Dies zöge dann nach sich, dass Haus-
halte, die Transferleistungen beziehen –
Wohngeld, Kinderzuschlag, Grundsiche-
rung im Alter oder durch Erwerbsunfähig-
keit – sofort und für ein halbes Jahr einen
Krisenzuschlag von derzeit mindestens
100 Euro proMonat erhielten.

DIW-Chef Marcel Fratzscher lobte den
Vorschlag seiner Auftraggeberin als „zielge-
nau, schnell, ausreichend und klug“. Aller-
dings beziehe er sich nur auf die Gruppe
der Verletzlichsten. Es gebe aber auch in
der Mittelschicht viele, die „extrem belas-
tet“ seien.

Unter der Inflationen leiden eben auch
viele Studenten, Rentner und Beschäftigte
mit niedrigen Löhnen. Eigentlich sollten
diese Gruppen ebenfalls weitere Zuschüsse
erhalten, so Fratzscher. Denn hier helfe
nicht in erster Linie eine Preisbremse, son-
dern besserer Schutz vor hohen Preisen:
„Permanent höhere Löhne und permanent
höhere Sozialleistungen für die, die nicht

arbeiten können“. Andernfalls würden die
Demokratie, aber auch der soziale Friede
gefährdet. Man habe „ein sehr deutsches
Problem“ vor sich. „Vorsorgelücke und Ein-
kommensarmut sind hier größer als an-
derswo.“

Allerdings verfügt der Staat gegenwär-
tig über keine zentrale Datenbank, in der
alle Privathaushalte, ihre Einkommenssi-
tuation und die Kontonummern gespei-
chert wären. Gezielte Zuschüsse an alle
Niedrigverdiener bis zu einer bestimmten
Einkommenshöhe auszuzahlen, ist un-
möglich.

Deshalb behilft sich die Politik momen-
tanmit Zahlungen an bestimmte Gruppen,
für die die nötigen Informationen vorlie-
gen, etwa die Hartz-IV-Empfänger oder
steuerpflichtigen Erwerbstätigen. Bis Jah-
resende 2022 will die Koalition zwar versu-
chen, einen allgemeinen „Auszahlungsweg
über die Steuer-Identifikationsnummer zu
entwickeln“. Fratzscher bezweifelte aber,
dass das zu schaffen sei.

Neben dem Vorschlag der Diakonie
sind zahlreiche weitere Ideen für ein neues
Entlastungspaket in der Diskussion, etwa
ein staatlich festgelegter Deckel für die
Gaspreise. Der Grundbedarf für alle Haus-
halte könnte dabei zu einem niedrigen
Preis abgegeben werden, wobei der Staat
den Unternehmen deren Mehrkosten er-
setzenmüsste.

Von Andrea Dernbach und Hannes Koch

Foto: Imago Images

Inflation zehrt die Brieftaschen aus
Diakonie und Ökonomen fordern Geldhilfe für Millionen vonMenschen.

Und zwar schnell. Sie sehen den sozialen Frieden im Land gefährdet.
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